
Richtlinien zur Überprüfung auf eine Tätigkeit oder politische Verantwortung

für das Ministerium für Staatssicherheit/Amt für Nationale Sicherheit

der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik

Vom 13. Dezember 1991 (BGBl. 1992 I S. 76),

zuletzt geändert durch Beschluss vom 18. Oktober 2005,

Bekanntmachung vom 21. Oktober 2005 (BGB1. 2005 I S. 3094),

für die 17. Wahlperiode in der 1. Sitzung des Deutschen Bundestages

am 27. Oktober 2009 übernommen

Gemäß § 44c des Abgeordnetenge-

setzes werden die folgenden Richtli-

nien erlassen:

1. Der Ausschuss für Wahlprüfung,

Immunität und Geschäftsordnung

(1. Ausschuss) ist zuständig für

Überprüfungen gemäß § 44c des

Abgeordnetengesetzes.

Dem 1. Ausschuss sind die Mittei-

lungen des Bundesbeauftragten für

die Unterlagen des Staatssicher-

heitsdienstes der ehemaligen Deut-

schen Demokratischen Republik

(Bundesbeauftragter) und sonstige

Unterlagen zur Überprüfung eines

Mitgliedes des Bundestages unmit-

telbar zuzuleiten.

Er kann aus seiner Mitte Mitglieder

mit der Durchsicht von Unterlagen

beauftragen.

Entscheidungen nach § 44c Abs. 2

des Abgeordnetengesetzes, Ent-

scheidungen über Ersuchen um

zusätzliche Auskünfte des Bun-

desbeauftragten und Entscheidun-

gen zur Feststellung des Prüfungs-

 Vgl. Sechsundzwanzigstes Gesetz zur Än-
derung des Abgeordnetengesetzes vom
22. August 2005 (BGB1. I S. 2482).

ergebnisses trifft der 1. Ausschuss

mit einer Mehrheit von zwei Drit-

teln seiner Mitglieder.

2. Das betroffene Mitglied kann Ein-

sicht in die beim 1. Ausschuss be-

findlichen Unterlagen verlangen.

Es kann sich einer Vertrauens-

person bedienen.

Im übrigen dürfen Einsicht in die

zu den Überprüfungsverfahren ge-

führten Akten des 1. Ausschusses

nur die Ausschussmitglieder sowie

die mit der Bearbeitung der Vor-

gänge befassten Sekretariatsmitar-

beiter nehmen.

Bei den Beratungen des 1. Aus-

schusses zu den Überprüfungsver-

fahren ist das Zutrittsrecht für

Mitglieder des Bundestages auf die

ordentlichen Ausschussmitglieder

und deren Stellvertreter be-

schränkt. Der 1. Ausschuss kann

im Einzelfall Ausnahmen be-

schließen.

3. Der Präsident des Bundestages er-

sucht den Bundesbeauftragten um

Mitteilung von Erkenntnissen aus

seinen Unterlagen über ein Mitg-



lied des Bundestages und um Ak-

teneinsicht, falls dieses Mitglied

des Bundestages es verlangt.

Er ersucht den Bundesbeauftragten

auch, falls der 1. Ausschuss konk-

rete Anhaltspunkte für den Ver-

dacht einer hauptamtlichen oder

inoffiziellen Tätigkeit oder politi-

schen Verantwortung eines Mitg-

liedes des Bundestages für das Mi-

nisterium für Staatssicherheit/Amt

für Nationale Sicherheit

(MfS/AfNS) der ehemaligen Deut-

schen Demokratischen Republik

festgestellt hat.

Das Mitglied des Bundestages ist

über das Ersuchen in Kenntnis zu

setzen.

4. Der 1. Ausschuss trifft auf Grund

der Mitteilungen des Bundesbe-

auftragten und auf Grund sonstiger

ihm zugeleiteter oder von ihm bei-

gezogener Unterlagen die Feststel-

lung, ob eine hauptamtliche oder

inoffizielle Mitarbeit oder eine po-

litische Verantwortung für das Mi-

nisterium für Staatssicherheit/Amt

für Nationale Sicherheit

(MfS/AfNS) der ehemaligen Deut-

schen Demokratischen Republik

als erwiesen anzusehen ist.

5. Vor Abschluss der Feststellungen

gemäß Nummer 4 sind die Tatsa-

chen dem betroffenen Mitglied des

Bundestages zu eröffnen und mit

ihm zu erörtern.

Der Vorsitzende des 1. Ausschus-

ses unterrichtet den Präsidenten

des Bundestages und den Vorsit-

zenden derjenigen Fraktion oder

Gruppe, der das betroffene Mitg-

lied des Bundestages angehört,

über die beabsichtigte Feststellung

des 1. Ausschusses.

6. Die Feststellung des 1. Ausschus-

ses über ein Mitglied des Bundes-

tages wird unter Angabe der we-

sentlichen Gründe als Bun-

destagsdrucksache veröffentlicht.

In die Bundestagsdrucksache ist

auf Verlangen eine Erklärung des

betroffenen Mitgliedes des Bundes-

tages in angemessenem Umfang

aufzunehmen.


